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EINLE ITUNG 

öffentliches  Interesse und Enteignungsrecht 

Der Begriff  des öffentlichen  Interesses ist seit seiner „Renaissance" 
Mit te der sechziger Jahre Gegenstand zahlreicher Untersuchungen ge-
wesen1. Sondert man die nationalökonomischen2, historischen3, polito-
logischen4 oder philosophischen5 Deutungsversuche aus, so verbleibt 
auch im Felde des öffentlichen  Interesses als juristisches Problem eine 
kaum überschaubare Materialfülle 6, die den aufmerksamen Betrachter 
an die „süffisante" 7 Bemerkung Luhmanns8 denken läßt, daß jede Be-
griffsbestimmung  zwar ebensoviel Anteilnahme wie das Erklettern der 
Eigernordwand erwecke, nicht aber die gleichen Erfolgschancen habe. 
Ähnliche Risiken birgt der Versuch, das öffentliche  Interesse als Voraus-
setzung der Enteignung faßbarer  zu machen. Die ständig wachsenden 
Aufgaben des modernen Staates haben auch die Zahl der enteignungs-
rechtlichen Eingriffszwecke  erheblich steigen lassen. Einen Eindruck 
von der ganzen Breite des heutigen Enteignungsrechts vermittelt die 
Kommentierung Kimminichs 9, der eine bunte Palette möglicher Ent-
eignungstatbestände aufzeigt, die von bau- und planungsrechtlichen 
Eingriffsvarianten  über natur- oder landschaftsschutzrechtlich moti-
vierte Eingriffe  bis zu wirtschaftslenkenden Maßnahmen reicht. Die 
vorliegende Untersuchung versucht der Gefahr,  sich in einer bloßen 
typisierenden Aufzählung zulässiger Enteignungszwecke zu verlieren, 

ι Zum rechtspolitischen Hintergrund der Wiederbelebung der Gemeinwohl-
diskussion in den sechziger Jahren Stolleis,  VerwArch. Bd. 65, 1, 6. 

2 Vgl. etwa Schaeder,  Gemeinwohl und öffentliches  Interesse i m Recht 
der globalen Wirtschafts- und Finanzplanung, in : Wohl der Al lgemeinheit 
und öffentliche  Interessen, S. 92 f. m. w. N. 

s Zur Problemgeschichte vgl. vor al lem Habermas,  Strukturwandel der 
Öffentlichkeit,  S. 8 f.; vorher schon Smend,  Zum Problem des öffent l ichen 
und der Öffentlichkeit,  in : Festschrift  für W. Jell inek, S. 11 ff. 

4 Fraenkel,  Deutschland und die westlichen Demokratien, S. 40 f.; ders., 
Der Pluralismus als Strukturelement der freiheitlich-rechtsstaatlichen  De-
mokratie, Verhandlungen des 45. DJT, Bd. I I , Β 5 ff. 

5 Henkel,  Einführung in die Rechtsphilosophie, S. 364 ff.,  371 ff. 
β Eindrucksvoll dokumentiert von Häberle,  Öffentliches  Interesse, S. 33 ff. 
7 So Stolleis,  VerwArch. Bd. 65, 1. 
β Luhmann, Besprechung von G. Schubert, The Public Interest, in : Der 

Staat, Bd. 1, S. 372 f. 
® I n BK , Ar t . 14 Rdnr. 138 ff. 

2· 
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dadurch zu entgehen, daß sie auf eine Rundumschau verzichtet, die 
wegen der Fülle des Materials zudem zwangsläufig lückenhaft bleiben 
müßte10. Statt dessen nimmt sie ausgewählte Probleme der enteignungs-
rechtlichen Gemeinwohlklausel im sozialen Rechtsstaat der Gegenwart 
in den Blick, von denen w i r meinen, daß sie modellhaft den Wandel 
des Enteignungsverständnisses unter dem Grundgesetz wiederspiegeln. 
Damit ist die Verfassungsordnung,  genauer, das soziale Eigentums- und 
Enteignungsverständnis des Ar t . 14 GG angesprochen, welches in der 
Tat Fixpunkt der folgenden Überlegungen ist. 

Im Zusammenhang mi t dem in Art . 14 Abs. 3 GG normierten Enteig-
nungsinstitut beruft  sich die Verfassung gleich zweimal auf das Gemein-
wohl: Zum einen, indem sie die Enteignungsentschädigung von der 
gerechten Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Betei-
ligten abhängig macht; zum anderen, indem sie die Enteignung nur 
zum Wohle der Allgemeinheit zuläßt. Während die entschädigungs-
rechtliche Gemeinwohlklausel wiederholt Gegenstand von Untersuchun-
gen gewesen ist11 , ist das öffentliche  Interesse als Eingriffsvorausset-
zung bislang recht stiefmütterlich behandelt worden12. Hier setzt die 
Arbeit an, angeregt durch die schon im Hamburger Deichurteil des 
Bundesverfassungsgerichts 13 formulierte  und im Rückenteignungs-
beschluß14 jüngst bekräftigte Erkenntnis, daß die Eigentumsgarantie 
des Grundgesetzes primär als Bestandsgarantie und erst in zweiter 
Linie als Wertgarantie zu verstehen sei. 

Die Untersuchung gliedert sich vor diesem Hintergrund in zwei Teile. 
Im ersten Teil w i rd versucht, die historischen Leitbilder offenzulegen, 
die das enteignungsrechtliche Gemeinwohlverständnis bis heute nach-
halt ig prägen. Der zweite Teil der Arbeit geht unter dem Generaltitel 
der „privatnützigen" Enteignung zuerst einem Enteignungsphänomen 
nach, das in den Wirtschaftsbegünstigenden Enteignungen einerseits wie 
der akzentuiert sozialstaatlich motivierten transitorischen Enteignung 
andererseits seinen wohl konträrsten Ausdruck findet. Untersucht w i rd 

1 0 Einen solchen betont deskript iven Ansatz für das Schweizer Enteignungs-
recht wäh l t Blanc, Das öffentliche  Interesse als Voraussetzung der Enteig-
nung, S. 35 bis 73. 

11 Opfermann,  Die Enteignungsentschädigung nach dem Grundgesetz, 
S. 30 ff.;  99ff.;  Hauke,  Das Interessenabwägungsgebot nach Ar t . 14 Abs. 3 
S. 3 GG bei der Bestimmung der Enteignungsentschädigung, S. 1 f. ; Rüfner, 
Die Berücksichtigung der Interessen der Al lgemeinheit bei der Bemessung 
der Enteignungsentschädigung, in : Festschrift  für U. Scheuner, Zum 70. Ge-
burtstag, 1973, S. 511 f.; Dietlein,  DÖV 1973, 258 ff.;  Bielenberg,  DVB1. 1974, 
113 ff. 

1 2 Ansätze bei Schulte,  Eigentum und öffentliches  Interesse, S. 85 bis 92. 
« Ur te i l vom 18.12.1968 = BVerfGE 24, 367 ff. 
" Vom 12.11.1974 = BVerfGE 38, 175 = NJW 1975, 37 = DÖV 1975, 312 

m i t Anm. Kimminich  = W M 1974, 1178 = BauR 1975, 51. 
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dann das Inst i tut der städtebaulichen Aufopferungsenteignung,  wei l 
sich mi t ihm in der Verschmelzung von Plan und Enteignung ein eigen-
ständiger Enteignungstyp herausgebildet hat, der unter dem Aspekt der 
Eingriffszulässigkeit  eine Reihe ungeklärter Fragen aufwirft . 


